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Teile des Mittelstands, auch der mittelständischen Wirtschaft, haben Schwierigkeiten. Dabei sind insbesondere 
die KMU ein wesentlicher und tragender Teil der Schweizer Wirtschaft. Der überwiegende Teil der 
Arbeitnehmenden in der Schweiz ist bei KMU‘s beschäftigt. 

Dem - arbeitenden - Mittelstand wie entsprechend der mittelständischen Wirtschaft macht die grosse 
Umverteilung erheblich Mühe. Diese Schichten werden stark belastet mit Abgaben (Steuern, 
Sozialversicherungen etc.). In mittelständischen Verhältnissen lebende Unternehmen und Familien gelingt es oft 
nur äusserst knapp und dank grosser Anstrengung, weitgehend ohne staatliche Hilfe und Verschuldung mit ihrem 
Erwerbseinkommen über die Runden zu kommen, während sie andrerseits von der Umverteilung nur wenig 
profitieren. 

Denn oft fallen sie knapp über die Einkommens- oder Vermögensschwelle für die Bezugsberechtigung für die 
verschiedenen Umverteilungs- und Unterstützungsmassnahmen. Dagegen kommen Personen mit tiefen 
Einkommen bzw. Personen, welche Sozialhilfe beziehen, leichter und zudem in der Regel im vollen Umfang in 
den Genuss der Umverteilung in Form von Erleichterungen, Zuschüssen und anderen Leistungen (Unentgeltliche 
Rechtspflege, Steuerbefreiung, Prämienverbilligung, Stipendien, etc.). So sind denn vom Phänomen der „Working 
Poor“ auch mittelständische Familien betroffen. Diese hätten teilweise mehr Geld zur Verfügung, wenn sie 
Sozialhilfe und Unterstützungsleistungen beziehen würden, statt zu arbeiten. 

Die heutige Umverteilungssituation belastet einseitig und damit in ungerechter Weise die mittelständischen 
Familien und Unternehmen als tragende Teile unserer Gesellschaft. Die beschriebenen Schwelleneffekte führen 
dazu, dass Fehlanreize geschaffen werden, die Existenz aus den Leistungen des Sozialstaates zu sichern, statt 
aus eigenem Einkommen. 

Schwelleneffekte sollen deshalb geglättet und die Abstufung der Anspruchsvoraussetzungen so ausgestaltet 
werden, dass die Sicherung der Existenz aus eigener Kraft gefördert wird und dabei Fehlanreizen 
entgegengewirkt wird. Die Umverteilung muss so ausgestaltet sein, dass eine gerechtere Verteilung zu Gunsten 
derjenigen bewirkt wird, welche ihre Existenz weitgehend aus eigener Arbeit bestreiten. Es darf nicht sein, dass 
es sich eher lohnt, auf Kosten des Staates zu leben statt zu arbeiten. 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, 

1. für welche Umverteilungsmassnahmen und Unterstützungsleistungen starre Berechtigungsgrenzen gelten; 

2. bei welchen Umverteilungsmassnahmen und Unterstützungsleistungen die Sicherung der Existenz aus 
eigener Kraft weniger lohnend ist, als der Bezug von Sozialleistungen; 

3. bei welchen Umverteilungsmassnahmen und Unterstützungsleistungen eine Anpassung von 
Anspruchsvoraussetzungen und Leistungen dazu führen würde, dass vermehrt mittelständische 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse berücksichtigt werden können; 

4. mit welchen sonstigen Massnahmen die einseitige Belastung des Mittelstandes durch die Umverteilung 
abgemildert werden kann; und 

5. mit welchen sonstigen Massnahmen Fehlanreize vermieden werden können. 
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